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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Im Februar legte der Bundesrat einen Bericht über die elektronische Ausübung der
politischen Rechte (via Internet) vor. Er stellte darin fest, dass die Einführung dieser
neuen Form der Stimmabgabe resp. des Wählens und des Unterzeichnens von
Referenden und Initiativen die politische Beteiligung attraktiver machen könnte. Er wies
aber auch auf Risiken dieser neuen Technologie hin. Damit meinte er nicht nur
Missbräuche durch unberechtigte Manipulationen der Programme, sondern auch
Gefahren in Bezug auf eine sorgfältige Meinungsbildung. Es ist nach Ansicht des
Bundesrates deshalb falsch, die Einführung der elektronischen Stimmabgabe lediglich
als unproblematische technische Erweiterung des bisherigen Systems zu betrachten.
Vielmehr bedürfe sie einer Einbettung in ein umfassendes Konzept und sei zudem
wegen ihrer Komplexität etappenweise vorzunehmen. Als ersten vorbereitenden Schritt
schlug der Bundesrat die Harmonisierung der kommunalen Stimmregister resp. die
Schaffung eines nationalen Registers vor. Mit der Teilrevision des Gesetzes über die
politischen Rechte wurde der Rahmen für die Durchführung kantonaler Pilotversuche
bereits geschaffen. Die Einführung des Abstimmens via Internet war vom Parlament mit
mehreren Vorstössen gefordert worden. Das Parlament nahm den Bericht zur
Kenntnis. 1

BERICHT
DATUM: 05.06.2002
HANS HIRTER

Der Bundesrat veröffentlichte einen «Bericht über die Pilotprojekte zum Vote
électronique», von welchem der Nationalrat Kenntnis nahm. Der Bundesrat beurteilte
darin die Pilotversuche positiv, äusserte sich aber sonst eher skeptisch, insbesondere
gegenüber der Behauptung, dass damit die Stimmbeteiligung verbessert werden
könnte. Am sinnvollsten scheint ihm die Einführung des elektronischen Abstimmens für
Auslandschweizer. Im Inland sollen mittelfristig (bis 2011) jedoch höchsten 10% der
Stimmberechtigten Zugang zu dieser Form der Stimmabgabe erhalten. 2

BERICHT
DATUM: 19.12.2006
HANS HIRTER

Im Schnitt hatten bei den nationalen Parlamentswahlen im Herbst 2011 rund 1,3% der
Stimmenden oder 33'191 Personen ungültig gewählt. Auffallend waren dabei die
kantonalen Unterschiede: während der Anteil ungültig Stimmender im Kanton Schwyz
3,9% betrug, lag er im Kanton Zürich, wo die Falschstimmen allerdings anders gezählt
werden als im Rest der Schweiz, bei 0,1%. Stossend sind insbesondere die
unterschiedlichen kantonalen Regelungen für die nationalen Wahlen. Die
Bundesgesetzgebung, die fünf Ungültigkeitsgründe kennt (kein Name eines Kandidaten
des entsprechenden Wahlkreises, nicht amtliche Stimmzettel, anders als
handschriftlich ausgefüllte bzw. geänderte Stimmzettel, Stimmzettel mit
ehrverletzenden Äusserungen oder offensichtlichen Kennzeichnungen) wird von
zahlreichen Kantonsklauseln föderal sehr unterschiedlich ergänzt. Lediglich die Hälfte
der Stände folgte dem Aufruf des Bundes für eine Auswertung dieser Unterschiede. Der
Bericht des Bundesrates zu diesen Unterschieden wurde in der Folge unter Verschluss
gehalten. 3

BERICHT
DATUM: 10.11.2012
MARC BÜHLMANN

Die Beantwortung der beiden abgelehnten Motionen 12.3050 und 12.3374 für ein
Verbot von Listenverbindungen wurde vom Bundesrat zum Anlass genommen, einen
Bericht über die Vor- und Nachteile der verschiedenen auch in den Kantonen
benutzten Wahlsysteme zu erstellen. Der Bericht kam zum Schluss, dass es ein
gerechtes Wahlsystem nicht gebe und deshalb am breit akzeptierten
Zuteilungsverfahren (Hagenbach-Bischoff-Modell) mit der Möglichkeit von
Listenverbindungen festzuhalten sei. Derweil ist aufgrund eines bundesgerichtlichen
Urteils zur Kantonsverfassung des Kantons Schwyz im Berichtsjahr in zahlreichen
Kantonen eine virulente Diskussion um die kantonalen Wahlverfahren entbrannt. 4

BERICHT
DATUM: 28.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Das angenommene Postulat Tuena (svp, ZH) hatte vom Bundesrat Überlegungen
verlangt, wie bei obligatorischen Referenden Minderheitsmeinungen in den
Abstimmungserläuterungen besser berücksichtigt werden könnten. Der Mitte Juni 2019
veröffentlichte Bericht ging zwei Fragen nach, nämlich was genau dargestellt werden
soll und wer für diese Darstellung zuständig sein soll. Die Antworten auf diese beiden
Fragen mündeten in zwei Varianten: Die Variante «Status quo plus» sieht vor, dass der
Bundesrat selber die Minderheitsposition deutlicher zum Ausdruck bringt, indem er
sich am Wortlaut der Debatte im Parlament orientiert. Die Variante «Einbezug
Parlament» sieht ein parlamentarisches Gremium vor, welches die
Minderheitenposition zusammenfasst und dem Bundesrat für die
Abstimmungserläuterungen einen Text vorlegt. Während sich die erste Variante ohne
gesetzliche Anpassung und mit vorhandenen Ressourcen und Expertise in der
Bundeskanzlei umsetzen lasse und auch keine Anpassung von Fristen nötig mache, sei
die zweite Variante gemäss dem Bericht aufwändiger und mit zahlreichen zu klärenden
Fragen behaftet: Wie wäre das Gremium zusammengesetzt, was geschieht bei
Uneinigkeit zwischen den Kammern, welche Ressourcen hätte das Parlament für die
Erstellung des Textes? 
Der Bericht schliesst mit dem Fazit, dass sich der Bundesrat an der Variante «Status
quo plus» orientieren werde und die nötigen Schritte dazu einleite. Dies bedeute aber
nicht, dass zu einem späteren Zeitpunkt nicht auch das Parlament stärker einbezogen
werden könne. Es sei aber Sache der Bundesversammlung diesbezüglich aktiv zu
werden. 5

BERICHT
DATUM: 07.06.2019
MARC BÜHLMANN

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu überführen,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz über die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit für eine politische Debatte auf eidgenössischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter. 
Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswürdig angeboten werden könne, so
die Einleitung des erläuternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen können solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone müssen laufend Risikoeinschätzungen
durchführen. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einführen
will – die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzuführen oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einführten, könnten Anmeldungen von
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen – idealerweise
ebenfalls elektronisch. 

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor – in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenügend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse während des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsmängel aufwies. 
Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsätzlich für digitales Abstimmen und Wählen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstützung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Städteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbände, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie bemängelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewählt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzuführen. Angeregt wurde zudem,

BERICHT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen müsse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.
Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundsätzlich
gegen eine Einführung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «für ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen könnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefährdet werde. Darüber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zuständigkeiten», von Dritten angeboten
werden dürfen. Falls dies so bleibe, müsse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geändert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern – etwa im Hinblick auf mögliche
Erleichterungen für Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgeführt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Überführung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklärte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
für eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber überwiegend begrüsst. 6

Der Bundesrat hatte Ende Juni 2019 beschlossen, auf die geplante Teilrevision des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte, mit der E-Voting als regulärer dritter
Kanal für die Stimmabgabe (neben Urnengang und brieflicher Stimmabgabe) hätte
eingeführt werden sollen, zu verzichten. Grund dafür waren neben den sehr dispersen
Antworten in der Vernehmlassung auch die im gleichen Jahr entdeckten gravierenden
Sicherheitsmängel im einzigen verbliebenen E-Voting-System der Post gewesen. Der
damalige Marschhalt wurde vom Bundesrat als Chance für eine Neuausrichtung des
Versuchsbetriebs von E-Voting wahrgenommen, die von der Bundeskanzlei gemeinsam
mit den Kantonen konzipiert werden sollte. Dieser Prozess sollte sich an vier Zielen
orientieren: an der Weiterentwicklung der Systeme, an der Garantie einer wirksameren
Aufsicht, an der Stärkung von Transparenz und Vertrauen sowie an einer stärkeren
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft. 
Ende November 2020 lag der Schlussbericht dieses Neuausrichtungsprozesses vor. Die
darin erarbeiteten Grundlagen für die Neuausrichtung waren mittels Dialogen mit
Wissenschafterinnen und Wissenschaftern geschaffen worden. Dabei erwiesen sich die
Sicherheit eines Systems sowie eine mandatierte und öffentliche Prüfung dieser
Systeme auf der Basis transparenter und offengelegter Quellcodes als zentrale
Forderungen, aus denen im Bericht in der Folge ein Katalog mit 27 kurz-, mittel- und
langfristigen Massnahmen hergeleitet wurde. Insbesondere sollen die neu
entstehenden E-Voting-Systeme laufend verbessert und ihre Sicherheit und Akzeptanz
auch mittels eines Einbezugs wissenschaftlicher Expertise sowie der Öffentlichkeit –
etwa in Form eines «Bug-Bounty-Programms», mit dem Hackerinnen und Hackern eine
Belohnung versprochen wird, wenn sie Systemmängel entdecken und melden –
kontinuierlich verstärkt werden. Die verschiedenen Massnahmen sollen von Bund und
Kantonen laufend überprüft und angepasst werden. In einem ersten Schritt sollen
Rechtsgrundlagen geschaffen werden, damit die neuerlichen Versuche mit E-Voting in
den dafür bereiten Kantonen möglichst bald wieder aufgenommen werden können. 
Am 18. Dezember 2020 nahm der Bundesrat vom Bericht Kenntnis und beauftragte die
Bundeskanzlei, die für die Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen nötigen
Anpassungen der Rechtsgrundlagen (Verordnung über die politischen Rechte (VPR)
sowie Verordnung der Bundeskanzlei über die elektronische Stimmabgabe (VEleS)) in
eine Vernehmlassungsvorlage zu giessen. 7

BERICHT
DATUM: 18.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Rétrospective annuelle 2019: Structures fédéralistes

L’Association des Communes Suisses (ACS) a déclaré l’année 2019 «Année du travail de
milice». Par le biais de différentes rencontres et collaborations, l'objectif consistait à
renforcer le système de milice et à en assurer sa longévité. L’association a d’ailleurs
recouru au catalogue de mesures élaboré par la Haute Ecole de Coire pour aider les
communes à recruter des jeunes adultes au sein de leurs autorités. L’université de
Berne a également communiqué les résultats de son étude sur «Le travail de milice en
Suisse» reposant sur un sondage effectué auprès de citoyens actifs au niveau
communal. Pour un tiers des interrogés, la rémunération de leur engagement milicien
est jugée suffisante. Quant à l'organisation du temps de travail, environ la moitié ne se
sent pas soutenue par leur employeur.

Toujours à l'échelon communal, le Tribunal administratif du canton de Berne a
confirmé l'annulation du vote sur l'appartenance cantonale de la commune de
Moutier. Il a admis que les irrégularités constatées lors de l'organisation du vote du 18
juin 2017 ont pu influencer le résultat du scrutin. En réaction, 5'000 personnes vêtues
de noir se sont rassemblées et ont défilé dans les rues de la ville. Comme aucun recours
n'a été déposé contre le jugement de tribunal cantonal, le volet judiciaire est
interrompu. Un nouveau vote sera organisé afin de déterminer le destin de la
commune. 
Au début de l'été, le 40e anniversaire de la République et Canton du Jura a été célébré.
Un pour cent des articles parus dans les médias au mois de juin a relayé cet évènement.

Au niveau fédéral, l'Assemblée fédérale a accordé à deux reprises la garantie fédérale à
des constitutions cantonales révisées. Les modifications constitutionnelles
concernaient le financement de la vie politique pour les cantons de Schwyz et de
Fribourg; le droit de vote à Zoug; l'organisation judiciaire à Uri; l'abandon du quorum
lors d'élections au Grand Conseil et l'inscription du droit au logement sous le titre
«Garantie des droits fondamentaux» pour le canton de Bâle-Ville;  l'incompatibilité
entre l'exécutif cantonal et le législatif national et l'élection des tribunaux civils de
cercle pour Bâle-Campagne; le droit des Suisses de l'étranger d'élire les sénateurs et
sénatrices du Conseil des Etats pour le canton d'Argovie; et une nouvelle date de dépôt
des initiatives à Appenzell Rhodes-Intérieures. 8

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
DIANE PORCELLANA

Jahresrückblick 2020: Föderativer Aufbau

Im Zuge der Covid-19-Pandemie rückte der Föderalismus 2020 ins Zentrum der
öffentlichen Debatte. Zu Beginn der Pandemie beschlossen vor allem vom Virus
besonders stark betroffene Kantone, wie der Kanton Tessin, strenge Massnahmen,
beispielsweise die Schliessung von Läden und Restaurants. Nach einem starken Anstieg
der Fälle rief der Bundesrat jedoch am 16. März die im Epidemiengesetz vorgesehene
höchste Alarmstufe, die ausserordentliche Lage, aus, was ihn bemächtigte, ohne die
Zustimmung von Parlament oder Kantone Beschlüsse mit Massnahmen für die ganze
Schweiz zu erlassen. In der Anfangsphase dieses Corona-Regimes des Bundesrates
bezichtigte das BJ vom Kanton Tessin beschlossene Verschärfungen der Vorschriften,
welche über diejenigen des Bundesrates hinausgingen, als rechtswidrig. Wenig später
beschloss der Bundesrat, für besonders betroffene Kantone zeitlich limitierte
Abweichungen der nationalen Massnahmen zu erlauben. Erst mit der Rückkehr in die
«besondere Lage» Mitte Juni übernahmen die Kantone wieder die Hauptverantwortung
über die Pandemiebekämpfung. Der Bundesrat überwachte die Kantone jedoch und gab
Empfehlungen ab, wenn er gewisse kantonale Massnahmen als ungenügend einstufte. In
der Folge sorgte dieses geteilte Corona-Regime von Bund und Kantonen immer wieder
für Diskussionen, insbesondere bei der Einführung neuer Massnahmen – beispielsweise
bei der Maskenpflicht in Einkaufsläden. Weil sich die Kantone im Rahmen der GDK nicht
auf einheitliche Massnahmen einigen konnten, glich die Schweizer Massnahmen-
Landschaft bald einem «Flickenteppich», so verschiedene Medienberichte. Als die
Fallzahlen ab Oktober noch einmal stark anstiegen, erliess der Bundesrat wieder
strengere Regeln auf nationaler Ebene, ohne jedoch erneut die ausserordentliche Lage
auszurufen. Bund und Kantone müssten aber stärker zusammenarbeiten, «damit das
‘Gstürm’ endlich aufhöre», so Bundesrätin Sommaruga. 

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
ELIA HEER

01.01.65 - 01.01.21 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auch in diesem Jahr gab es wieder Neuigkeiten bezüglich der Jurafrage in Moutier: Die
Tripartite Jurakonferenz einigte sich nach langem Seilziehen darauf, die Wiederholung
der 2018 annullierten Abstimmung in Moutier über einen Kantonswechsel vom Kanton
Bern in den Kanton Jura auf den 28. März 2021 anzusetzen. Um einen korrekten Ablauf
zu garantieren und eine erneute Annullierung der Abstimmung zu verhindern, wird das
BJ diesmal eine Schlüsselrolle in der Organisation des Urnengangs übernehmen. Bis
dahin müssen noch einige vom Kanton Bern angeprangerte Unklarheiten in Moutiers
Stimmregister, bezüglich des tatsächlichen Wohnsitzes von Personen, die zurzeit in der
Gemeinde stimmberechtigt sind, geklärt werden. 

Eine andere Territorialfrage konnte dieses Jahr weitaus weniger kontrovers gelöst
werden:  Nach der Zustimmung der Einwohnerinnen und Einwohner beider betroffenen
Kantone an der Urne und der Genehmigung durch die Bundesversammlung wechselt die
Gemeinde Clavaleyres voraussichtlich am 1. Januar 2022 vom Kanton Bern in den
Kanton Fribourg. Das ist das erste Mal seit 1996, dass sich zwei Kantone auf den
Kantonswechsel einer Gemeinde einigten.

Der Bundesrat und das Parlament gewährleisteten im Berichtsjahr Änderungen in den
Kantonsverfassungen der Kantone Uri, Tessin, Waadt und Genf sowie der Kantone
Glarus, Thurgau und Genf. Für einigen Diskussionsstoff sorgte dabei die Ausweitung des
Majorzsystems im Kanton Uri auf Gemeinden mit bis zu vier Abgeordneten im Landrat.
Trotz des Widerstandes der Grünen, der SP und der GLP, welche argumentierten, die
Änderung sei bundesrechtswidrig, stimmten schlussendlich beide Kammern der
Gewährleistung der Verfassungsänderungen von Uri und der weiteren betroffenen
Kantone zu.

Wie die Zeitungsanalyse von APS zeigt, berichteten die Schweizer Zeitungen während
den Monaten März und Oktober, in denen die Covid-19-Fallzahlen jeweils stark
anstiegen, besonders häufig über den Föderalismus. Auch im Juli und August, als die
Diskussion um den Massnahmen-Flickenteppich in vollem Gange war, erschien der
Föderalismus häufig als Thema in Zeitungsberichten. Trotz der anhaltenden
Berichterstattung über die Aufgabenteilung von Bund und Kantonen im Zusammenhang
mit der Covid-19-Pandemie wurden dieses Jahr weniger als 1 Prozent der
Zeitungsartikel dem Föderalismus gewidmet, was etwas über dem Anteil der
Berichterstattung im Vorjahr liegt und mit demjenigen von 2018 vergleichbar ist.
Anteilsmässig generierte der Föderalismus im Jahr 2020 jedoch immer noch etwas
weniger als halb so viel Medienaufmerksamkeit wie im Jahr 2017, als insbesondere die
Abstimmung in Moutier über einen Kantonswechsel der Gemeinde von Bern zum Jura
grosse Wellen schlug. 9
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